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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Wettbewerbsfähigkeit

Wertpapiere werden zum Verkehrswert versteuert, so legt es das StHG fest – nicht
einheitlich geregelt war jedoch bis 2008, wie der Verkehrswert von Wertpapieren
berechnet wird. Über die Schweizerische Steuerkonferenz legten die
Steuerverwaltungen 2008 eine Berechnungsmethode für alle nicht kotierten
Unternehmen fest. SVP-Nationalrätin Céline Amaudruz (GE) störte sich im Dezember
2021 jedoch an dieser Regelung und spezifisch daran, dass bei einem Verkauf von nicht
kotierten Wertpapieren der Kaufpreis als Verkehrswert gilt. Dies sei insbesondere dann
problematisch, wenn die Gewinne eines Unternehmens nach dem Verkauf der
Wertpapiere sinken – in diesem Fall würden Aktionärinnen und Aktionäre von kleinen
Unternehmen für Vermögen besteuert, das sie nicht hätten, kritisierte Amaudruz die
Praxis. Neu soll der Verkehrswert für diese Fälle deshalb dem Buchwert des
Unternehmens entsprechen, forderte die Initiantin. Damit soll die
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz gewährleistet werden. Die vorberatende WAK-NR
war hingegen der Ansicht, dass eine solche Anpassung der Berechnungsmethode die
tatsächlichen Vermögenswerte verzerrt abbilden würde und es zur Unterbesteuerung
und zu Mindereinnahmen für die Kantone käme, legte Kommissionssprecher Samuel
Bendahan (sp, VD) dar. Die Kommissionsmehrheit sehe in diesem Bereich zwar
ebenfalls Handlungsbedarf, wolle vor der Planung eines eigenen Vorstosses aber erst
betroffene Kreise anhören. Eine Kommissionsminderheit Aeschi (svp, ZG) stellte sich
hinter die Argumentation der Initiantin und beantragte, der Initiative Folge zu geben.
Der Nationalrat sprach sich in der Frühjahrssession 2023 mit 132 zu 58 Stimmen bei 2
Enthaltungen schliesslich gegen Folgegeben aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
CATALINA SCHMID

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der nationalrätlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) für
eine Verdoppelung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Ende Mai 2021 nahm der Bundesrat schriftlich Stellung zur parlamentarischen Initiative
für eine Erhöhung der steuerlichen Entlastung für familienexterne Kinderbetreuung.
Er verwies dabei wie auch bereits in seiner Stellungnahme zur 2020 an der
Volksabstimmung gescheiterten Vorlage zur Erhöhung der steuerlichen Kinderabzüge
auf den Nutzen einer solchen Regelung, die zu einer «besseren Ausnutzung des
Fachkräftepotenzials, zu einer Belebung des Arbeitsmarktes und letztlich auch zu einer
Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität» und zu steigenden
Steuereinnahmen führen würde. Hingegen lehnte er die von der
Kommissionsminderheit vorgeschlagene Erhöhung des allgemeinen Kinderabzugs ab, da
er darin eine Missachtung des Volkswillens sah. 

In der Sommersession 2021 setzte sich der Nationalrat mit der Thematik auseinander
und behandelte dabei zuerst einen Minderheitsantrag Dettling (svp, SZ) auf
Nichteintreten. Marcel Dettling argumentierte, dass die Bundesratsvorlage gemäss
Nachabstimmungsbefragung in erster Linie abgelehnt worden sei, weil nur
Gutverdienende davon profitiert hätten. Dies sei aber auch bei der neuen Vorlage der
Fall, weshalb man den Volkswillen achten und auf eine erneute Behandlung dieses
Themas verzichten solle. Die Sprecherinnen der Kommissionsmehrheit, Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Sophie Michaud Gigon (gp, VD), verwiesen darauf, dass die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Kinderdrittbetreuungskosten «im Abstimmungskampf praktisch unbestritten»
geblieben seien – kritisiert worden sei vor allem die Erhöhung der Kinderabzüge. Mit
125 zu 52 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat für Eintreten aus.
Zur Mehrheit der SVP-Fraktion, die sich gegen Eintreten aussprach, gesellten sich auch
Minderheiten der SP und der Grünen. Letztere störten sich wohl allgemein an der
Erhöhung der Steuerabzüge, zumal man kein «Fan von Steuersubventionen via Abzüge»
sei, wie Jacqueline Badran (sp, ZH) betonte – aber dennoch Eintreten empfahl. Im
Anschluss begründete Thomas Aeschi (svp, ZG) seinen «moderaten Minderheitsantrag»
auf Erhöhung der Kinderabzüge von CHF 6'500 auf CHF 8'250, den er als Kompromiss
zum Abzug von CHF 10'000 im Rahmen des an der Urne gescheiterten
Bundesratsgeschäfts erachtete. Damit könnten auch «selbstbetreuende Familien –
eigentlich [...] alle Familien, die Kinder haben» unterstützt werden. Mit 104 zu 79
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat diese erneute Erhöhung des
Kinderabzugs ab. Unterstützt worden war der Vorschlag von der SVP-Fraktion, von einer
Mehrheit der Mitte-Fraktion sowie von einem Mitglied der FDP-Fraktion. Im Anschluss
daran nahm die grosse Kammer den Entwurf mit 145 zu 32 Stimmen (bei 10
Enthaltungen) an, wobei die ablehnenden Stimmen wie zuvor bei der
Eintretensabstimmung von der Mehrheit der SVP und Minderheiten der SP und der
Grünen stammten. 3

1) AB NR, 2023, S. 32 f.; Bericht der WAK-NR vom 9.1.23; Wegleitung zur Bewertung von Wertpapieren von 2008
2) AB NR, 2020, S. 2533 f.
3) AB NR, 2021, S. 1304 ff.; BBl, 2021 1186
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